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Artikel 31

(1) Jedes Land kann in seiner Ratifikations- oder Beitritts­
urkunde erklären oder zu jedem späteren Zeitpunkt dem Ge­
neraldirektor schriftlich notifizieren, daß diese Übereinkunft 
auf alle oder einzelne in der Erklärung oder Notifikation be- 
zeichnete Gebiete anwendbar ist, für deren auswärtige Bezie­
hungen es verantwortlich ist.

(2) Jedes Land, das eine solche Erklärung oder eine solche 
Notifikation abgegeben hat, kann dem Generaldirektor jeder­
zeit notifizieren, daß diese Übereinkunft auf alle oder ein­
zelne dieser Gebiete nicht mehr anwendbar ist.

(3) a)  Jede in der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde ab­
gegebene Erklärung gemäß Absatz (1) wird gleichzeitig mit 
der Ratifikation oder dem Beitritt und jede Notifikation ge­
mäß Absatz (1) wird drei Monate nach ihrer Notifizierung 
durch den Generaldirektor wirksam.

b)  Jede Notifikation gemäß Absatz (2) wird zwölf Monate 
nach ihrem Eingang beim Generaldirektor wirksam.

(4) Dieser Artikel darf nicht dahin ausgelegt werden, daß 
er für ein Verbandsland die Anerkennung oder stillschwei­
gende Hinnahme der tatsächlichen Lage eines Gebiets in sich 
schließt, auf das diese Übereinkunft durch ein anderes Ver­
bandsland aufgrund einer Erklärung nach Absatz (1) an­
wendbar gemacht wird.

Artikel 32

(1) Diese Fassung der Übereinkunft ersetzt in den Bezie­
hungen zwischen den Verbandsländern und in dem Umfang, 
in dem sie anwendbar ist, die Berner Übereinkunft vom 
9. September 1886 und die folgenden revidierten Fassungen 
dieser Übereinkunft. Die früheren Fassungen bleiben in ihrer 
Gesamtheit oder in dem Umfang, in dem diese Fassung sie 
nicht gemäß Satz 1 ersetzt, in den Beziehungen zu den Ver­
bandsländern anwendbar, die diese Fassung der Überein­
kunft weder ratifizieren noch ihr beitreten.

(2) Die verbandsfremden Länder, die Vertragsparteien die­
ser Fassung der Übereinkunft werden, wenden sie vorbehalt­
lich des Absatzes (3) im Verhältnis zu jedem Verbandsland an, 
das nicht durch diese Fassung der Übereinkunft gebunden ist 
oder das zwar durch diese Fassung gebunden ist, aber die in 
Artikel 28 Absatz (1) Buchstabe b)  vorgesehene Erklärung ab­
gegeben hat. Diese Länder lassen es zu, daß ein solches Ver­
bandsland in seinen Beziehungen zu ihnen

i) die Bestimmungen der jüngsten Fassung der Überein­
kunft, durch die es gebunden ist, anwendet und

ii) vorbehaltlich des Artikels I Absatz (6) des Anhangs 
befugt ist, den Schutz dem in dieser Fassung der Über­
einkunft vorgesehenen Stand anzupassen.

(3) Jedes Land, das eine der im Anhang vorgesehenen Be­
fugnisse in Anspruch genommen hat, kann die diese Befugnis 
betreffenden Bestimmungen des Anhangs in seinen Bezie­
hungen zu jedem anderen Verbandsland anwenden, das nicht 
durch diese Fassung der Übereinkunft gebunden ist, aber die 
Anwendung dieser Bestimmungen zugelassen hat.

Artikel 33

(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Verbandslän­
dern über die Auslegung oder Anwendung dieser Überein­
kunft, die nicht auf dem Verhandlungsweg beigelegt wird, 
kann von jedem beteiligten Land durch eine dem Statut des 
Internationalen Gerichtshofs entsprechende Klage diesem Ge­
richtshof zur Entscheidung vorgelegt werden, sofern die be­
teiligten Länder keine andere Regelung vereinbaren. Das

Land, das die Streitigkeit vor diesen Gerichtshof bringt, hat 
dies dem Internationalen Büro mitzuteilen; das Büro setzt 
die anderen Verbandsländer davon in Kenntnis.

(2) Jedes Land kann bei der Unterzeichnung dieser Fassung 
der Übereinkunft oder bei der Hinterlegung seiner Ratifika­
tions- oder Beitrittsurkunde erklären, daß es sich durch Ab­
satz (1) nicht als gebunden betrachtet. Auf Streitigkeiten zwi­
schen einem solchen Land und jedem anderen Verbandsland 
ist Absatz (1) nicht anwendbar.

(3) Jedes Land, das eine Erklärung gemäß Absatz (2) ab­
gegeben hat, kann sie jederzeit durch eine an den Generaldi­
rektor gerichtete Notifikation zürütfkziehen.

Artikel 34

(1) Vorbehaltlich des Artikels 29bis kann kein Land nach In­
krafttreten der Artikel 1 bis 21 und des Anhangs frühere- 
Fassungen dieser Übereinkunft ratifizieren noch ihnen bei­
treten.

(2) Nach Inkrafttreten der Artikel 1 bis 21 und des Anhangs 
kann kein Land eine Erklärung gemäß Artikel 5 des der 
Stockholmer Fassung dieser Übereinkunft beigefügten Pro­
tokolls betreffend die Entwicklungsländer abgeben.

Artikel 35

(1) Diese Übereinkunft bleibt ohne zeitliche Begrenzung in 
Kraft.

(2) Jedes Land kann diese Fassung der Übereinkunft durch 
eine an den Generaldirektor gerichtete Notifikation kündi­
gen. Diese Kündigung gilt auch als Kündigung aller früheren 
Fassungen und hat nur Wirkung für das Land, das sie er­
klärt hat; für die übrigen Verbandsländer bleibt die Über­
einkunft in Kraft und wirksam.

(3) Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Tag wirksam, 
an dem die Notifikation beim Generaldirektor eingegangen 
ist.

(4) Das in diesem Artikel vorgesehene Kündigungsrecht 
kann von einem Land nicht vor Ablauf von fünf Jahren 
nach dem Zeitpunkt ausgeübt werden, in dem es Mitglied 
des Verbands geworden ist.

Artikel 36

(1) Jedes Vertragsland dieser Übereinkunft verpflichtet sich, 
gemäß seiner Verfassung die notwendigen Maßnahmen zu er­
greifen, um die Anwendung dieser Übereinkunft zu gewähr­
leisten.

(2) Es besteht Einverständnis darüber, daß jedes Land in 
dem Zeitpunkt, in dem es durch diese Übereinkunft gebunden 
wird, nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften in der 
Lage sein muß, den Bestimmungen dieser Übereinkunft 
Wirkung zu verleihen.

Artikel 37

(1) a)  Diese Fassung der Übereinkunft wird in einer einzigen 
Ausfertigung in englischer und französischer Sprache unter­
zeichnet und vorbehaltlich des Absatzes (2) beim General­
direktor hinterlegt.

b)  Amtliche Texte werden vom Generaldirektor nach Kon­
sultierung der beteiligten Regierungen in arabischer, deut-


